Gespräch des AK mit

Doro Moritz, Landesvorsitzende GEW Baden-Württemberg

8.10.2010

Das Gespräch zur Schulentwicklung mit Frau Moritz verläuft sehr entspannt und harmonisch. 
Nach einer persönlichen Vorstellung und dem Hinweis, dass die GEW Baden-Württemberg bis heute steigende Mitgliederzahlen verzeichnet (Stand heute: 47000 Mitglieder), erläutert sie einige GEW-Positionen.

GEW-Positionen zur baden-württembergischen Schulentwicklung überhaupt:
- Die Bildungsanstrengungen brauchen eine Konzentration auf die frühkindliche Bildung („Früh investieren statt spät reparieren“).

- Selektion in Klasse 4 ist falsch, wenn 48% der Hochschulreifen über berufliche Schulen erworben werden.

- Die GEW begrüßt die Einrichtung von Bildungsregionen.

- Im Anschluss an die Evaluationen der Schulen in Baden-Württemberg brauchen die Schulen Personal- und Sachmittel, um die Zielvereinbarungen auch umsetzen zu können.

- Problem: Es wir zu viel mit heißer Nadel gestrickt. Zum Beispiel laufen die Lehrerfortbildung zur Werkrealschule erst mit deren Einführung an. 

- Die GEW will eine Sekundarschule für alle Kinder bis Klasse 10 am Ort, darin viel Individualisierung. 

- Die GEW begrüßt das Fortbildungskonzept Beobachten-Beschreiben-Bewerten-Begleiten.

- Die GEW will ein G8, das für alle Beteiligten bewältigbar ist.

- Die GEW will professionelle Ganztagesschulen.

Frau Moritz zur Situation des Religionsunterrichts:
- Religionsunterricht ist ein wichtiger Beitrag zur Werteerziehung in der Schule.

- Frau Moritz steht hinter dem konfessionellen RU.

- Parallel zum Religionsunterricht will sie Ethik auf allen Klassenstufen.

- Sie begrüßt die Ausweitung des Modellversuchs zum islamischen Religionsunterricht.

- Sie fordert: Staat soll Schulseelsorge mehr unterstützen.

- Diese Unterstützung nennt sie in einem Atemzug mit der noch ausstehenden Verdoppelung der Beratungslehrer. Die Einführung der pädagogischen Assistenten und die Verdoppelung der Schulpsychologen sind für sie noch keine hinreichenden Maßnahmen zur Stützung der Schule als Lebensraum.

Frau Moritz bietet den Religionslehrerverbänden bei Bedarf die Nutzung von Sitzungsräumen bei der GEW in Stuttgart an. Wir wollen in lockerem Kontakt bleiben.
Gespräch mit dem bildungspolitischen Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Volker Schebesta

am 16.10.2009

Nach Begrüßung des Gastes durch Andreas Stonis und einer Vorstellungsrunde erläutert A. Stonis einführend die Aufgabe der Religionslehrerverbände: u.a. Verankerung des Faches in der Schule und Engagement der ReligionslehrerInnen im Schulleben.

Herr Schebesta stellt sich vor: 38 Jahre alt, verheiratet, 3 Töchter (3-8 Jahre alt). Studium der Rechtswissenschaften, Parlamentarischer Berater der CDU-Landtagsfraktion für Wirtschaftspolitik, 1998-2001 persönlicher Referent von Minister Dr. Christoph Palmer, seit 2001 MdL, Vorsitz des AK Schule, Jugend und Sport der CDU-Landtagsfraktion, seit 2006 bildungspolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion.

Herr Schebesta legt Wert auf die Unterscheidung zwischen der Wichtigkeit eines Themas für die CDU und der öffentlichen Diskussion über ein Thema. So seien etwa Bildungsplanreform oder Verpflichtung der Schulen zu Evaluation (§ 114 SchG), obwohl wichtige Themen, wenig in der Öffentlichkeit präsent, während die Schulstrukturdebatte stärker in der Öffentlichkeit geführt werde und ihr so womöglich ein unverhältnismäßig hoher Stellenwert zukomme.

Einige bildungspolitische Schwerpunkte, die aus Sicht der CDU-Fraktion in den nächsten Jahren wichtig seien:

- Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund:

aus Verantwortung für die Kinder, aus sozialen und integrationspolitischen Gründen und weil bei zunehmendem Fachkräftemangel Kinder mit Migrationshintergrund eine wichtige Bildungsreserve darstellen. Daher müssten Strukturen geschaffen werden, um „Elternhausdefizite“ auszugleichen.

- Ausbau der Sprachförderung im Elementarbereich.

- Senkung des Anteils an Schulabbrechern/Abgängern ohne Abschluss von derzeit ca. 6-7%.

- Aufrechterhaltung der Unterrichtsversorgung.

- Senkung des Klassenteilers: Ziel sei eine Senkung auf 28 in der kommenden Legislaturperiode. Ein Schnelleres Tempo sei angesichts fehlenden Personals nicht erreichbar. Angesprochen darauf, dass es ja bei der Lehrereinstellung neben der Quantität v.a. auch auf die Qualität ankomme, konzediert Herr Schebesta, bei der Lehrereinstellung bestehe eine Begrenzung der Qualität, die mit dem – etwa im Vergleich zu Finnland – geringeren Ansehen des Lehrerberufs hierzulande zusammenhänge.

- Es sei davon auszugehen, dass die mit der Qualitätsoffensive Bildung gesetzten Maßstäbe (z.B. Bildungsregionen, Leitungszeiten der SchulleiterInnen, Senkung der Klassenteiler, Gewinnung von Mangelfachlehrkräften) auf Dauer gelten.

- Thema Schulstruktur:

Die Einführung der Neuen Werkrealschule (WRS) biete die Möglichkeit, den Mittleren Bildungsabschluss näher an solche Kinder bzw. Jugendliche und deren Elternhäuser heranzurücken, in deren Horizont dieser Abschluss bislang nicht vorkam. Wenn es im Zuge der Umsetzung des Konzepts der WRS zur Schließung kleinerer HS insbesondere im ländlichen Raum komme, so hänge dies v.a. auch mit dem gleichzeitig sich verschärfenden demographischen Wandel zusammen und dürfe nicht etwa als Ausdruck geringerer Wertschätzung des ländlichen Raumes ausgelegt werden. Gesamtschulen würden keine besseren Ergebnisse hervorbringen als das gegliederte Schulwesen. Schulstrukturen aus anderen, etwa bei PISA erfolgreicheren Ländern als eine Art Allheilmittel zu übernehmen, hieße, es sich zu leicht machen. Für die Aufrechterhaltung des gegliederten Schulwesens spreche, dass in Baden-Württemberg der (wie Schebesta zugibt: gelegentlich schwer zu vermittelnde) Grundsatz „Kein Abschluss ohne Anschluss“ durch Übergangsregelungen umgesetzt sei. Es sei zu einfach, Strukturen aus anderen Ländern als Allheilmittel zu übernehmen.

- In Bezug auf die gestiegene Bedeutung einer individuelleren Begleitung von Kindern und Jugendlichen sieht Herr Schebesta – anders als zumindest ein Teil der Mitglieder des AK – keinen Bruch zwischen den Bildungsplänen (insbesondere deren ersten Teilen) und dem Handeln der Schulverwaltung.

- Als Inklusion von Kindern/Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf will die CDU – entsprechend der Politik des Landes – Möglichkeiten der Beschulung solcher Kinder/Jugendlichen auch in der Regelschule ausbauen. Im Gespräch zwischen Eltern, Schulämtern und Schulen sollen Angebote gemacht werden, dass Eltern sich für den geeignetsten Weg entscheiden können. 

Selbst aus der katholischen Jugendarbeit kommend, erwartet Herr Schebesta von gutem RU, dass darin eine angemessene Auseinandersetzung über Glaubensfragen stattfindet.

Eine akute Gefährdung des konfessionell gebundenen RU sieht Herr Schebesta derzeit nicht, wenn er auch zu bedenken gibt, dass eine breite öffentliche Debatte über den Status des RU durchaus zu für den RU ungünstigen Mehrheiten (bei der Bevölkerung ebenso wie im Landtag) führen könnte.

Eine solche Debatte könnte sich beispielsweise dann entzünden, wenn etwa – von irgendeiner Seite – an den derzeitigen Regelungen in Bezug auf das Fach Ethik gerüttelt werde.

Es folgt ein Meinungsaustausch über das Verhältnis von Religionsunterricht und Ethik. Die Mitglieder des AK verdeutlichen ihren Standpunkt, dass Ethik Ersatzfach bleiben solle.

Zum Hintergrund: Ethik wird flächendeckend erst ab Klasse 7 angeboten und hat den Status eines „Ersatzfaches“, zu dessen Besuch nur diejenigen SchülerInnen verpflichtet sind, die nicht am RU als ordentlichem Lehrfach teilnehmen.

Den schulorganisatorischen Problemen, die sich aus der Abmeldung von bis zu 15% eines Jahrgangs (verschärft im G8) vom RU ergeben, mit der Forderung nach einer Ausdehnung von Ethik als Ersatzfach bereits ab Klasse 5 oder gar ab Klasse 1 zu begegnen, ist nach Ansicht von Herrn Schebesta in mehrfacher Hinsicht problematisch:

- Flächendeckender Ethikunterricht ab Klasse 5 oder gar Klasse 1 würde eine enorme finanzielle Mehrbelastung für das Land mit sich bringen.

- Die Forderung nach früherem Ethikunterricht könnte eine Gegenforderung „Ethik als Wahlpflichtfach“ auslösen (was gegenüber dem Status „Ersatzfach“ eine Aufwertung des Faches Ethik bedeuten würde).

- Die Forderung nach früherem Ethikunterricht könnte wiederum die Forderung nach einem verpflichtenden Fach „Religionskunde“ auf den Plan rufen zu Lasten des RU, der sich dann in der Konsequenz als freiwilliges Angebot außerhalb des Pflichtstundenplans irgendwann am Nachmittag wiederfinden könnte.

Die Mitglieder des AK bringen zum Ausdruck, dass sie sich eine verbesserte Ethiklehrer-Ausbildung wünschen (Studiengang an PHs, keine aufgeweichten Leistungskriterien).

Seitens des AK wird darauf hingewiesen, dass durch die Herausnahme der Ein-Drittel-Regelung (nach der mindestens ein Drittel des Deputats von Religionslehrkräften im Landesdienst, die zugleich ein zweites, drittes etc. Fach unterrichten, Religion sein müsse) aus dem Organisationserlass eine verschärfte Unterversorgung mit RU entstanden sei, die nur durch den verstärkten Einsatz von ReligionslehrerInnen im kirchlichen Dienst kompensiert werden konnte. Herr Schebesta sieht nach 2002 „in der zeitlichen Folge keine Abnahme des Anteils an erteilten Stunden“ in Religion.

Zum islamischen Religionsunterricht liegen laut Schebesta gute Erfahrungen vor. Er stelle einen Beitrag zu gegenseitigem Interesse und Austausch zwischen den unterschiedlichen Kulturen dar. Muslime könnten so die Erfahrung machen, dass religiöse Werte und Religiosität einen Stellenwert in unserer Gesellschaft hätten.

Aus Perspektive der Beruflichen Schulen wird die Forderung formuliert, dass die Auszubildenden in den Handwerksberufen in puncto Ausbildungsbegleitende Hilfen (ABH) mit den Azubis in den Industrieberufen gleichgestellt werden müssten.

Hintergrund: Die von der Arbeitsagentur finanzierten Hilfen gibt es für BerufsschülerInnen ab dem 1. Lehrjahr, nicht jedoch für SchülerInnen der 1-jährigen Berufsfachschule (1BF), die aber häufig das 1. Lehrjahr ersetzt, was einer Schlechterstellung der SchülerInnen gleichkommt, die das erste Lehrjahr faktisch in einer 1BF absolvieren.

Die Chancen, die Bildungsregionen bieten, werden von Herrn Schebesta positiv beurteilt: Schulen brauchen die Wirtschaft, die Wirtschaft umgekehrt braucht gute Schulen. Beide Seiten sollten sich öffnen, was im Rahmen von Bildungsregionen deutlich erleichtert werde.

Andreas Stonis dankt Herrn Schebesta. Er drückt die Hoffnung des AK aus, auch in ihm einen Verbündeten im Landtag für eine Verbesserung von Schule und religiöser Bildung zu haben.

Gespräch mit MdL Renate Rastätter, bildungspolitische Sprecherin der Landtagsfraktion der Grünen

am 14.03.2009

Begrüßung von Frau Rastätter und wechselseitige Vorstellungsrunde.

Frau Rastätter stellt das Engagement der Grünen im Bereich der Bildungspolitik im Landtag vor. Die Fraktion ist personell stark in der Bildungspolitik engagiert (z.B. 2 Sitze im Schulausschuss). 

Chancengleichheit und die Zugangsgerechtigkeit im Schulwesen sollen dem Entstehen von Parallelgesellschaften entgegenwirken. Die Statistik belegt, dass das deutsche Schulsystem auch im internationalen Vergleich am stärksten soziale Unterschiede verschärft. So besuchen nur 20% der Kinder ohne Migrationshintergrund die Hauptschule gegenüber 55% der Kinder mit Migrationshintergrund. Die Grünen sehen ein Mittel gegen diese Entwicklung in einer Verlängerung der gemeinsamen Schulzeit aller Schülerinnen und Schüler. 

Weitere Verbesserungen, die die Grünen fordern, sind ein Ausbau der Schulsozialarbeit, eine besondere Förderung des Einzelnen, verstärkte Lehrerfortbildung und eine " Öffnung von unten", d.h. Stärkung aller Innovationen, die von den Schulen selber initiiert werden. 

Die Grünen möchten erreichen, dass alle Anträge von Schulen bzw. Schulträgern auf Schulmodelle mit inklusiver Pädagogik genehmigt werden. 

In einer ersten Diskussionsrunde werden die Möglichkeiten, die in einer Schulsystem- Änderung stecken, unterschiedlich bewertet. Erörtert werden die Möglichkeiten eines Gymnasiums der zwei Geschwindigkeiten. Frau Rastätter skizziert zwei Möglichkeiten: 

Erstens neun Jahre gemeinsames Lernen, dann 3 bzw. 4 Jahre bis zum Abitur

oder 

zweitens ein "Brückenjahr" nach Klasse 8 bzw. Klasse 9 .

Eine der Funktionen der berufsbildenden Schulen wird darin gesehen, dass sie als "Reparaturbetrieb" verpasste Bildungschancen eröffnen. Behandelt werden Probleme der Lehrergesundheit.

In einem zweiten Statement beschreibt Frau Rastätter die Wertschätzung ihrer Fraktion gegenüber der religiös-ethischen Bildung. RU ist für die Grünen ein unverzichtbarer Teil des Bildungsangebots der Schule. 

Deshalb hat sich ihre Fraktion entschieden für die Einführung eines Islamischen RU eingesetzt und die jetzt laufenden Modellversuche schon früh gefordert. Die Grünen wollen mehrheitlich ein Wahlpflichtfach RU/ Ethik und fordern das Fach Ethik schon ab Klasse 1. 

In der Diskussion wird ein hohes Maß an Übereinstimmung sichtbar. Die Mitglieder des AK werben für die jetzige Regelung, die - vom Grundgesetz gefordert - den konfessionellen RU als "ordentliches Lehrfach" vorgibt und Ethik als Ersatzfach versteht. 

Die AK-Mitglieder betonen, dass diese Regelung keine Abwertung des Faches Ethik bedeutet. Im Gegenteil sind die RU-Lehrkräfte daran interessiert, dass Ethik nach ähnlich strengen didaktischen Kriterien erteilt wird wie der RU. 

Abschließend dankt Andreas Stonis Frau Rastätter für das Gespräch und bittet sie, die Vorstellungen des AK in ihrer Fraktion weiterzugeben. Er weist einladend auf die AK- Tagung in Bad Boll hin zum Thema "RU 21". 

Frau Rastätter dankt ihrerseits für das Gespräch und drückt ihre Hoffnung aus, dass der Austausch eine Fortsetzung findet.

Gespräch mit Bildungspolitikern der FDP

am 18.10.2008

als Gäste: Herr Pascal Kober und Herr Harald Paulsen

Gesprächsleitung: Andreas Stonis

Vorstellungsrunde:

Harald Paulsen: bis 2007 Lehrer am Gymnasium (D,G,Gk), jetzt parlamentarischer Berater der FDP Landtagsfraktion für den Bereich Schule, Bildung

Pascal Kober: Pfr z. A. (Berufsschulzentrum in Calw), Mitglied in der FDP, seit 7 Jahren im Landesvorstand; in Vertretung von Dietmar Kleinmann (ebenfalls Pfarrer) (MdL-FDP)

Impuls: Hr Paulsen - Allgemeine Zielvorstellungen: 

bestehendes, gegliedertes Schulwesen weiter ausdifferenzieren 

Spannung zwischen „Einheitsschule“ und 3gliedrigem Schulsystem 

FDP: Weg dazwischen, gegliedertes Schulwesen weiter entwickeln, Schulversuche und Schulverbünde weiter ausprobieren und ggf. anerkennen, zulassen; Einheitsschule wird von der FDP kritisch beäugt, Zweifel an der individuellen Förderungsmöglichkeit und –leistung; wichtiges Anliegen: Förderung der Autonomie der Schulen, Einrichtung von Budgets, 70% der Stellen sollen schulscharf ausgeschrieben werden 

Durch die Autonomie sollen Bedürfnisse vor Ort besser berücksichtigt werden, eine zentrale Steuerung lässt keine Gestaltungsmöglichkeiten zu; durch Autonomie soll die Bindung und das Engagement für die jeweilige Schule gefördert werden; zugleich besser „Wettbewerb“ zwischen den Schulen 

Budgets in Zusammenhang mit Schulautonomie helfen, Schulausfälle direkt zu kompensieren; Wahlfreiheit in der Budgetausschöpfung: Klassenteiler senken, AGs anbieten; Budgets sollen verhindern, dass überstürzt zu viel Personal eingestellt wird. 

Diskussion zur Bildungspolitik 

Stonis: Gefahr einer Auseinanderentwicklung der Schulen in gute und schlechte 

Paulsen: auch eine zentrale Steuerung verhindert dies nicht, Frage des Ausgleichs zwischen Stadt und Land in der Budgetierung 

Wronka: Ausgestaltung des Budgets und Personaleinstellung 

Paulsen: Budgets liegen noch nicht fest, geklärt werden müssen dienstrechtliche Fragestellungen 

Georgi: Frage zur Ausgestaltung der Leitungsfunktionen in Schulen („Mittellähmschicht“); Frage der Qualität von Schulleitungen (Schatz), Frage nach dem Beamtenstatus von Lehrern (Kretschmann); Schulleiter auf Zeit etc... 

Paulsen: Beschlusslage der Partei: Autonomie der Schulen heißt: Zutrauen und Demokratisierung der Schule (Wahl des Schulleiters durch die Schulkonferenz der Schule); Angebote zur Förderung des Personalmanagements; 

Stonis: Gibt es dazu schon Erfahrungen? 

Paulsen: niederländisches Schulmodell als Idee; Ergänzung Kober: Schulmodell lebt vom Zutrauen in den gestaltenden Menschen

Stonis: konzeptionelle Gedanken zur Lehrerbildung 

Paulsen: dazu demnächst Einrichtung einer Arbeitsgruppe der Fraktion, stärkere schulstufenbezogene Ausbildung, Austausch zwischen den Bildungsgängen gleicher Jahrgangsstufen, Sinn für die andere Schulart entwickeln, Öffnung der Laufbahn für Lehrkräfte 

Paulsen: Beamtenstatus entscheidet nicht über die Frage der Autonomisierung der Schule, Lehrer bleiben Landesbedienstete; ABER der Beamtenstatus schränkt die Handlungsfreiheit der Schulen ein, keine Fixierung auf den Beamtenstatus der Lehrer; FDP-BW Skepsis gegen Bundeseinheitlichkeit der Ausbildung und Abschlüsse

FDP-BW zur religiös-ethischen Bildung: 

Kober: RL/Kirche muss sich einmischen, kein Rütteln am konfessionellen RU in der FDP-BW (Mehrheitsmeinung), an der christlichen Gemeinschaftsschule wird nicht gerüttelt, da keine Alternative sichtbar; Ethik ja, gleichwertig aber nicht gleichrangig(!), LER, Berliner Modell keine Vorstellungen für die FDP, Islam als gleichwertiger Unterricht – Frage der Herkunft und Ausbildung der RL, die nicht nur Islam, sondern auch ein anderes Fach unterrichtet, Ausbau des Islam-Unterrichts in allen Schularten, gebundene Ganztagsschule wird Schule der Zukunft sein, daher auch Notwendigkeit zur Schulsozialarbeit und Schulseelsorge – wird unterstützt von der FDP, 

Paulsen: gebundene Ganztagsschule soll nicht flächendeckend eingeführt werden, es sollte eine Wahlmöglichkeit in den einzelnen Regionen geben; Werbung für variable Schulformen zwischen Halbtagsschule und Ganztagsschule, Frage der Zuständigkeit für die Schulsozialarbeit – Land gibt Anschubfinanzierung und die Finanzierung wird dann von den Kommunen übernommen

Exkurs:

Zahlen: RL gesamt für 2006/2007: 110.637; davon 44.280 in kirchl. Anstellung und 66.357 in staatlicher Anstellung; Teilnehmer im RU (2006/2007): 1.176.648; Abmeldungen: 39.928 (Drucksache 14/2676 vom 2.5.2008)

Nachfragen/Anfragen des AK's an die FDP:

- mangelhafte Versorgung des RU v.a. den Berufsschulen

- Druck der Betriebe und Innungsbetriebe auf die Schulen, die Schüler vermehrt für den Betrieb auf Kosten des RU freizustellen

- Finanzierung des RU – mangelhafte Umsetzung der Drittelfinanzierung (2/3 Land – 1/3 Kirche) – Land kommt dieser Verpflichtung nicht nach! 

Gespräch des AK mit dem bildungspolitischen Sprecher

der SPD- Landtagsfraktion,

Dr. Mentrup am 18.4.2008

Dr. Mentrup war als Arzt zunächst ein „Außenstehender“ in der Bildungs- und Schulpolitik. Diese Ausgangslage erleichtert ihm in vielerlei Hinsicht einen kritischen und konstruktiven Umgang mit bildungspolitischen Fragen. 

Die SPD sieht das Bildungsgeschehen als ein Ganzes in 5 aufeinander bezogenen Bereichen: Die vorschulische, die schulische, die außerschulische, die berufliche und die lebenslange Bildung.

Für die weitere Entwicklung der Schule wird von außerordentlicher Bedeutung sein, dass die Schülerzahl um etwa 20% zurückgehen wird. Das wird die Existenz vieler Schulen, gerade im ländlichen Bereich in Frage stellen, soll aber vor allem, als Forderung der SPD, dafür genutzt werden, die durchschnittliche Klassenstärke auf höchstens 25 festzusetzen. Diese Klassenstärke ermöglicht eine ganzheitliche, individuelle Förderung einzelner Schülerinnen und Schüler. Die SPD wünscht keine abrupten Strukturänderungen im bisherigen (5-gliedrigen) Schulwesen, sondern wünscht Innovationen, Entwicklungen und Modellversuche, die Schule permanent qualitativ ändern und „ansteckend“ wirken. Dabei unterstützt sie Tendenzen zur Integration gegen frühe und weitgehende Separierung. Langfristig strebt die SPD die zehnjährige Gemeinschaftsschule an; Zwischenschritte sind eine sechsjährige Grundschule und Kooperationen zwischen Haupt- und Realschule, ein Lernen in heterogenen Lerngruppen und eine höchstmögliche individuelle Förderung von Fähigkeiten und Interessen. Wohnortnahe Standpunkte sollen nach Möglichkeit erhalten bleiben; auch dies ist mit einer Gemeinschaftsschule leichter zu erreichen. Konkrete Forderungen: eine längere gemeinsame Schulzeit der Kinder, kleinere Klassen, umfassendere Bildungsangebote, etwa in einer Ganztagsschule, intensive Elternarbeit. Die Ganztagsschule kann nicht kostenneutral verwirklicht werden; die den eigentlichen Unterricht ergänzenden Bestandteile sind hauptamtlich zu organisieren und zu erteilen. Damit könnte Baden- Württemberg einige der Nachteile im Bildungswesen ausgleichen, die im internationalen Vergleich festgestellt wurden und einen Beitrag zu einer verbesserten Bildungsgerechtigkeit leisten.

In der Diskussion wird zunächst nach der Haltung der SPD zum (konfessionellen) RU gefragt. Dr. Mentrup hält eine „Werte- Erziehung“ an der Schule für äußerst wichtig. Er kann sich allerdings verschiedene Modelle vorstellen, wie dies geschieht. Die Stärken des RU sieht er in der festen Verankerung der Lehrkräfte („standortbezogener Unterricht“). Dadurch wird ein distanzierter, nur sachlich- informierender Unterricht ausgeschlossen. Angebote zur Sinnfindung und Orientierung müssen alle Bereiche des Schullebens durchdringen, sie dürfen nicht auf ein „Fach“ begrenzt bleiben.

